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A. Problem 

Der Schutz des Tieres als Lebewesen ist in der Rechtsordnung der Bundesrepu- 
blik Deutschland noch immer unzulänglich. Die Verankerung des Tierschutzes 
in der Verfassung soll dem Gebot eines sittlich verantworteten Umgangs des 
Menschen mit den Tieren Rechnung tragen. Die Leidens- und Empfindungs- 
fähigkeit insbesondere von höher entwickelten Tieren sowie die inzwischen be- 
kannt gewordenen Ergebnisse von Wissenschaft und Forschung, die selbst das 
Klonen von Tieren ermöglichen, erfordern dringend ein ethisches Mindestmaß 
für das menschliche Verhalten. Die einfachgesetzlichen Regelungen des Tier- 
schutzgesetzes reichen dazu nicht aus. Für die gebotene Abwägung zwischen 
den Interessen der Tiemutzung und dem Anspruch der Tiere auf Schutz vor Lei- 
den, Schäden oder Schmerzen ist es notwendig, die Rechtsebenen anzuglei- 
chen, das heißt, dem Tierschutz Verfassungsrang zu geben. 


B. Lösung 

ln Artikel 20a Grundgesetz wird neben das bereits bestehende Staatsziel des 
Schutzes der natürlichen Lebensgrundlagen der Schutz der Tiere aufgenom- 
men. Die Herleitung der verfassungsrechtlichen Absicherung des Tierschutzes 
aus dem bereits in Artikel 20a Grundgesetz geregelten Schutzes der natürlichen 
Lebensgrundlagen genügt nicht, da der Schutz des einzelnen Tieres vor ver- 
meidbaren Leiden, Schäden oder Schmerzen nicht erfasst ist. Diese Regelungs- 
lücke gilt es daher zu schließen und durch die ausdrückliche Verankerung des 
Tierschutzes in der Verfassung die Verwirklichung eines wirksamen Tierschut- 
zes zu verbessern. 


C. Alternativen 

Keine 


D. Kosten 

Die verfassungsrechtliche Zielbestimmung hat keine unmittelbare Kostenfolge. 
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Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des Grundgesetzes 
(Staatsziel Tierschutz) 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundesrates das 
folgende Gesetz beschlossen; Artikel 79 Abs. 2 des Grund- 
gesetzes ist eingehalten: 


Artikel 1 

Änderung des Grundgesetzes 

ln Artikel 20a des Grundgesetzes für die Bundesrepublik 
Deutschland in der im Bundesgesetzblatt Teil 111, Gliede- 
rungsnummer 100-1, veröffentlichten bereinigten Fassung, 
das zuletzt durch Gesetz vom ... (BGBl. IS....) geändert 
worden ist, werden nach dem Wort „Lebensgrundlagen“ die 
Wörter „und die Tiere“ eingefügt. 


Artikel 2 
Inkrafttreten 

Dieses Gesetz tritt am Tag nach der Verkündung in Kraft. 


Berlin, den 23. April 2002 


Dr, Peter Struck und Fraktion 
Friedrich Merz, Michael Glos und Fraktion 
Kerstin Müller (Köln), Rezzo Schlauch und Fraktion 
Dr. Wolfgang Gerhardt und Fraktion 
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Begründung 


1. Die Aufnahme eines Staatszieles Tierschutz trägt dem 
Gebot eines sittlich verantworteten Umgangs des Men- 
schen mit dem Tier Rechnung. Die Leidens- und Emp- 
findungsfähigkeit insbesondere von höher entwickelten 
Tieren erfordert ein ethisches Mindestmaß für das 
menschliche Verhalten. Daraus folgt die Verpflichtung, 
Tiere in ihrer Mitgeschöpflichkeit zu achten und ihnen 
vermeidbare Leiden zu ersparen. Diese Verpflichtung 
greift die einfachgesetzlich im Tierschutzgesetz als zen- 
trales Anliegen formulierte Achtung der Tiere auf. Sie 
umfasst drei Elemente, nämlich: den Schutz der Tiere 
vor nicht artgemäßer Haltung, vermeidbaren Leiden so- 
wie der Zerstörung ihrer Lebensräume. 

Der Tierschutz ist in einfachgesetzlichen Bestimmun- 
gen, insbesondere im Tierschutzgesetz, geregelt. Dieses 
formuliert als sein zentrales Anliegen, in Verantwortung 
des Menschen für das Tier dessen Leben und Wohlbefin- 
den zu schützen. Niemand darf einem Tier ohne ver- 
nünftigen Grund Schmerzen, Leiden oder Schäden zu- 
fügen. Dieser Grundsatz wird im Tierschutzgesetz für 
die einzelnen Bereiche des Tierschutzes weiter konkreti- 
siert. 

Die Verankerung des Tierschutzes in der Verfassung soll 
den bereits einfachgesetzlich normierten Tierschutz stär- 
ken und die Wirksamkeit tierschützender Bestimmungen 
sicherstellen. Ethischem Tierschutz wird heute ein hoher 
Stellenwert beigemessen. Entscheidungen verschiedener 
Gerichte lassen die Tendenz in der Rechtsprechung er- 


kennen, diesem Bewusstseinswandel bei der Verfas- 
sungsauslegung Rechnung zu tragen. Die Rechtspre- 
chung kann dies aber angemessen nur vollziehen, wenn 
der Gesetzgeber den Tierschutz ausdrücklich in das Ge- 
füge des Grundgesetzes einbezieht. Dies dient der 
Rechtssicherheit. 

2. Durch das Einfügen der Worte „und die Tiere“ in Arti- 
kel 20a GG erstreckt sich der Schutzauftrag auch auf die 
einzelnen Tiere. Dem ethischen Tierschutz wird damit 
Verfassungsrang verliehen. 

Der Tierschutz unterliegt den gleichen Bindungen und 
Schranken wie der Schutz der natürlichen Lebensgrund- 
lagen. Er ist in die verfassungsmäßige Ordnung einge- 
bunden, welche hier im Sinne des Artikels 20 Abs. 3 
Grundgesetz - als gesamter Normenbestand des Grund- 
gesetzes - zu verstehen ist. 

Das Staatsziel richtet sich in erster Linie an den Gesetz- 
geber, der die einfachgesetzlichen Grundlagen zum 
Schutz der Tiere zu schaffen hat. Die Staatszielbestim- 
mung ruft ihn dazu auf, im einfachen Recht die Belange 
und den Schutz der Tiere entsprechend ihren unter- 
schiedlichen Entwicklungsstufen im Ausgleich mit an- 
deren berechtigten Interessen zu verwirklichen. 

Durch die Einbindung in Artikel 20a Grundgesetz er- 
streckt sich die Nachhaltigkeitsklausel auch auf den 
Tierschutz, so dass sowohl einzelne Tiere geschützt sind 
als auch - mit Blick auf die Zukunft — Tiere als Gattung. 
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